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Erste Teilerfolge der sgv-Kampagne gegen die Billag
Wege aus der Gebühren-Falle
In der Auseinandersetzung mit der Billag konnte der sgv erste Teilerfolge erzielen. Das macht Lust auf mehr: Ein zweiter Musterbrief soll den KMU bei der Befreiung aus der Gebühren-Falle helfen.
So heiss wie nach der Aufschaltung eines Musterbriefs auf www.sgv-usam.ch, mit welchem die KMU den Billag-Inspektoren ein Hausverbot erteilen können, sind die Drähte beim sgv selten geworden. Fast 2000-mal (Stand gestern Donnerstag) wurde das Schreiben heruntergeladen, auch von renommierten Anwaltskanzleien, In vielen Mails und Anrufen zeigte sich zudem, dass eine grosse Zahl von KMU gutgläubig auf die in Drohbriefen gestellten Gebührenforderungen der Billag reingefallen ist und vorschnell eine Anmeldung vorgenommen hat.
Mehrarbeit für Billag

Diesen „Geleimten“ will der sgv jetzt helfen: „Wir haben einen zweiten Musterbrief aufgeschaltet, der eine klare Absage an die Forderungen der Billag darstellt “, sagt Gewerbedirektor Hans-Ulrich Bigler. Darin heisst es klipp und klar: „Das Vorgehen der Billag gegen die KMU einerseits und die im Vergleich zum Ausland klar überteuerten Gebühren andererseits haben uns bewogen, sämtliche Geräte im Betrieb zu entfernen.“ Mit dem Brief ermutigt der sgv aber nicht nur Mitglieder, die gebührenpflichtigen Geräte aus dem Betrieb zu entfernen, sondern beschert dank dem folgenden Passus der Billag eine Unmenge Arbeit. „Wir weisen Sie zudem an, uns Auskunft über sämtliche von Ihnen über uns bearbeiteten Daten innert Frist von 30 Tagen kostenlos zu erteilen und anschliessend unsere Daten restlos zu löschen.“
Aufgeschreckt durch die Kampagne und die vielen negativen Reaktionen aus Gewerbekreisen suchen Exponenten der Gegenseite den persönlichen Kontakt mit der sgv-Spitze. Letzte Woche war Martin Dumermuth, Chef des Bundesamtes für Kommunikation Bakom, an der Schwarztorstrasse zu Gast. In der offenen Aussprache wurde aus sgv-Sicht ein Teilerfolg erzielt: „Herr Dumermuth hat uns gesagt, dass er die Billag angewiesen habe, Gebühren nicht mehr rückwirkend auf vier Jahre einzufordern“, freute sich Hans-Ulrich Bigler. Auch die Billag möchte mit der KMU-Welt ins Gespräch kommen: Verwaltungspräsident (alt Preisüberwacher) Werner Marti hat um einen Termin ersucht. Immerhin konnte er bereits verkünden, dass er auf teuere Image-Berater, deren Einsatz der sgv hart kritisierte,  künftig verzichten wird…

Neue Steuer in Sicht

Für einen argen Rückschlag war allerdings die Fernmeldekommission des Nationalrats besorgt, die mit 15 zu 7 (SVP-) Stimmen den Bundesrat beauftragte, eine Vorlage für eine geräteunabhängige Radio- und Fernsehabgabe für alle Haushalte und Betriebe auszuarbeiten. „Ohne die Unterstützung der Mitteparteien hätte diese neue Steuer keine Chance gehabt“, bedauert SVP-Nationalrätin Natalie Rickli, Und: „Mit der gleichen Argumentation könnte von allen Leuten verlangt werden, dass sie eine Autobahnvignette lösen, ob sie nun ein Auto haben, oder nicht. Den Politikern geht es letztlich um die Sicherung und Erhöhung der Einnahmen für die staatlichen SRG-Monopolmedien.“ Der sgv kann jetzt nur noch die Behandlung des bundesrätlichen Vorschlages im Parlament abwarten. „Doch dann werden wir uns gegen die neue Steuer zu wehren wissen“, verspricht Gewerbedirektor Hans-Ulrich Bigler.
Anleitungen und Musterbriefe zum Downloaden auf www.sgv-usam.ch
Patrick M. Lucca

3'272 Zeichen inkl. Leerschläge

Neulancierung der sgv-Printmedien
Grossauflage und frischer Auftritt
Der Schweizerische Gewerbeverband sgv will den Kontakt zu seiner Basis intensivieren und lanciert deshalb seine beiden wichtigsten Publikationen neu in einer Grossauflage.
Ab 9. April 2010 erscheinen die Schweizerische Gewerbezeitung sgz und das Journal des arts et métiers jam in einer Gesamtauflage von rund 150 000 Exemplaren, wobei die deutsche Ausgabe rund zwei Drittel ausmacht. Die Organe des sgv erreichen damit die Entscheidungsträger in Wirtschaft, Politik und Verwaltung ebenso wie die massgeblichen Führungskräfte in den KMU ganz direkt und ohne Streuverluste.
Die sgz und jam verleihen der Schweizer KMU-Wirtschaft seit mehr als 125 Jahren eine kraftvolle Stimme. „Die sgz und das jam unterscheiden sich bewusst und deutlich von den meisten anderen Publikationen im Schweizer Blätterwald“, hält sgv-Direktor Hans-Ulrich Bigler fest. „Sie tun dies, indem sie pointiert bürgerlich zum politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Geschehen berichten.“ Die sgv-Organe nähmen Wirtschaft und Politik aus der Optik des liberalen Gedankenguts unter die Lupe – „in der heutigen Schweizer Medienlandschaft eine Seltenheit“.
Über seine Kommunikationskanäle – neben der sgz und dem jam gehört dazu auch die Website www.sgv-usam.ch – erreicht der sgv als grösster Dachverband der Schweizer Wirtschaft gezielt eine Mehrheit seiner 280 Verbände mit gegen 300 000 Unternehmen. Über Regionalausgaben – vorerst sind sie für Baselland und Zürich geplant – will der sgv überdies den Schulterschluss mit den kantonalen Gewerbeverbänden vollziehen.

Die Inserateakquisition erfolgt durch die Publicitas Publimag AG, Bern. Gedruckt werden die neuen sgv-Printprodukte bei der zur NZZ-Gruppe gehörenden St. Galler Tagblatt AG.
Gerhard Enggist
1'720 Zeichen inkl. Leerschläge
Glosse
Krippenfinanzierung: Unehrliche Politik
Schaut weg, liebe Kinder, was man in Eurem Namen zurzeit in Bundesbern anrichtet, ist moralisch verwerflich und sollte Euch ja nicht als Beispiel für Euren weiteren Lebensweg dienen! Politik ist ein fintenreiches Geschäft. Riskiert ein Parlamentarier, dass er ein Anliegen nicht durchbringt, greift er zu folgendem Trick: er baut Widerstände ab, indem er seine Wunschvorlage zeitlich befristet. Nähert sich später deren Ende, haben sich mit Sicherheit so viele Abhängigkeiten herausgebildet, dass es ein Leichtes sein wird, das Geschäft massiv aufzustocken und dauerhaft zu etablieren. 

Genau so läuft es zur Zeit mit dem Impulsprogramm des Bundes für Kinderkrippen. Einst auf acht Jahre befristet, soll es nun um weitere vier Jahre verlängert werden, um es dann später einmal vollends in eine Daueraufgabe umzuwandeln. Zur Beruhigung der Gemüter gibt der Bundesrat vor, weniger Geld zu sprechen. Auch das ist nur ein Trick. Wetten, dass das Parlament den beantragten Kredit später massiv aufstocken wird?

Familienpolitik ist Sache der Kantone. Zu dieser klaren Aufgabenteilung müssen wir wider zurückkehren. Umso mehr, als dass die Erfolgsbilanz der Bundeskrippenfinanzierung sehr dürftig ausfällt. Vielfach hat der Bund nichts Zusätzliches geschaffen, sondern er hat bloss private Initianten verdrängt. Eine Mittelverschwendung sondergleichen! Leidtragende dieser Politik seid Ihr, liebe Kinder. Ihr werdet später einmal die riesigen Schuldenberge erben, welche die heutigen Politiker mit ihrem Subventionierungswahn verursachen. Ihr werdet dereinst samt Zins und Zinseszinsen die Geschenke finanzieren müssen, die man heute Euren Eltern macht. Ist das eine ehrliche Politik in Eurem Interesse?
Kurt Gfeller
1'700 Zeichen inkl. Leerschläge
Gewerbedirektor Hans-Ulrich Bigler über die Abzocker-Initiative
„Wir können jetzt gelassen abwarten“
Der Schulterschluss zwischen Thomas Minder und der SVP hat die helvetische Polit-Szene aufgewühlt. Die Anliegen der Abzocker-Initiative haben bessere Chance denn je. Gewerbedirektor Hans-Ulrich Bigler schaut der neusten Entwicklung gelassen zu.
Schweizerische Gewerbe Zeitung: 
Herr Bigler, ist Ihnen in der KMU-Wirtschaft auch nur ein einziger Abzocker bekannt?

Hans-Ulrich Bigler: Glücklicherweise nicht. Allerdings wäre ein solcher „Fund“ auch sehr untypisch. Die KMU-Wirtschaft tickt nämlich anders. Hier setzen die Patrons ihr eigenes Geld ein und tragen entsprechend selbst das Risiko. Sie tun es umsichtig und mit der nötigen Bodenhaftung. In den gewerblichen Betrieben besteht keine Gefahr, dass sie dem Casino-Kapitalismus verfallen.

Gerade solche Exzesse nimmt die Abzocker-Initiative ins Visier, die nicht zuletzt deswegen in gewerblichen Kreisen grosse Sympathien geniesst.
Das ist nur logisch, weil bestimmte Kreise der Wirtschaft den bewährten schweizerischen Pfad der Tugend verlassen und – zumeist ohne Not – ethisch fragwürdige Praktiken vieler amerikanischer Grosskonzerne übernommen haben. Dazu kommt, dass sie diese „neue Gier“ mit Hochmut und sogar Verachtung gegenüber der übrigen Wirtschaft kommuniziert haben. Solches Verhalten provoziert zwangsläufig Revanchegefühle. Und die lassen sich in unserer direkten Demokratie dank den Volksrechten schnell ummünzen.

Hand aufs Herz: Kommt der Schulterschluss zwischen Initiant Thomas Minder und der SVP dem sgv nicht gelegen?

Uns geht es einzig und allein um die Sache. Wenn sich das Parlament bei der Revision des Aktienrechts ausschliesslich auf die rund 280 börsenkotierten Unternehmen konzentriert, – und das schlagen SVP und Minder vor –, können wir uns im Moment zurücklehnen. Der Bundesrat hat aus unserer Sicht von Beginn weg falsch taktiert, weil er beim indirekten Gegenvorschlag das Aktienrecht so gestalten wollte, dass die KMU sogar noch mehr belastet worden wären. Der Ständerat hat diesen Fehler zwar erkannt, doch seine Korrekturen reichen bei Weitem nicht aus. Dank dem Duo Blocher & Minder besteht nun eine gute Chance, dass eine KMU-taugliche Lösung zustande kommt.

Sie sprechen die halbherzigen Bemühungen von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf bei der Revision des Aktienrechts an. Das Parlament hat die sgv-Forderungen jedenfalls ernster genommen als die Justizministerin. Wie erklären Sie sich ihr Verhalten?

Bundesrätin Widmer-Schlumpf  bevorzugt offenbar formaljuristische Lösungen und hat einen etatistischen Ansatz gewählt. Erschwerend kommt hinzu, dass sie den KMU-Alltag nicht wirklich kennt. Das hatte sie schon als Präsidentin der kantonalen Finanzdirektoren bei der mühsamen Einführung des Neuen Lohnausweises bewiesen. Beim Aktienrecht ging sie von der irrigen Meinung aus, dass die KMU allesamt zu GmbH und die Grossfirmen zu AG werden sollen. Diese Optik ist vollkommen wirklichkeitsfremd, denn in den letzten 20 Jahren wurden zahlreiche gewerbliche Betriebe im Zuge von Nachfolgeregelungen in AG umgewandelt; dies aufgrund von fiskalischen sowie erb- und güterrechtlichen Überlegungen. Insofern erhält Frau Widmer-Schlumpf jetzt die Rechnung für ihre Fehlüberlegung. Dabei ist für uns nicht sehr wichtig, ob der Absender das Parlament oder das Volk ist.
Über die definitive Haltung des sgv entscheidet vor einem allfälligen Urnengang die Schweizerische Gewerbekammer auf Antrag des Vorstandes. Bis dahin setzt die Geschäftsstelle mit Ihnen an der Spitze die Jalons. Welchen Kurs schlagen Sie ein?

Natürlich werden wir uns das Ergebnis der parlamentarischen Arbeit genau anschauen. Angesichts der Stimmung unserer Basis, die über masslose Saläre, hohe Boni und andere ungerechtfertigte Privilegien eines Teils der Managerkaste verärgert ist, besteht sicherlich Regulierungsbedarf. Da es die Betroffenen – aus taktischen Gründen oder aus Arroganz – verpasst haben, eigene Akzente zu setzen, geschieht dies jetzt auf andere Art. 

Es ist also durchaus möglich, dass der sgv den Vollbeitritt zum Bündnis Minder-Blocher gibt?

Es ist zu früh für definitive Positionsbezüge. Wir können jetzt gelassen abwarten, was CVP und FDP dem Blocher-Minder-Vorschlag entgegenstellen. Wichtig ist für uns die Tatsache, dass es wohl niemand mehr wagt, einen Vorschlag zu machen, mit dem die KMU-Wirtschaft belastet wäre.

economiesuisse hat mehrmals versucht, den sgv zur Ablehnung der Minder-Initiative zu bewegen. Kommt von dieser Seite jetzt nicht der Vorwurf, der sgv habe die Einheitsfront der Wirtschaft gesprengt?

Für uns steht die Verteidigung der KMU-Interessen im Vordergrund. Es sind nicht die KMU, welche die Abzocker-Diskussion ins Rollen gebracht und die Finanzkrise angezettelt haben, unter der sie übrigens mehr leiden als die meisten Grossen. Wir haben stets das Verursacherprinzip befürwortet und tun dies auch in diesem Fall. Und wir erachten unsere Haltung nicht als eine Verletzung der Solidarität. Diese kann es nur geben, wenn sie auf Augenhöhe und nicht einseitig praktiziert wird. Anders gesagt: Es ist nicht unsere Aufgabe, für andere Kastanien aus dem Feuer zu holen.

Themenwechsel: Welche Positionen vertritt der sgv beim Bankkundengeheimnis? 

Wir machen uns nichts vor: Die internationale Gemeinschaft ist daran, einen Wandel zu erzwingen. Da wird sich auch die Schweiz bewegen müssen, ob es uns gefällt oder nicht. Der sgv wird sinnvolle Reformen mittragen, wobei er klare Grenzen setzt. Wir lehnen den automatischen Informationsaustausch kategorisch ab, der „gläserne Kunde“ ist für uns inakzeptabel. Der OECD-Standard, der die Grundlage für die künftigen Doppelbesteuerungsabkommen bildet, ist eine Kröte, die wir wohl werden schlucken müssen.

Für viele KMU ist die Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und Steuerhinterziehung essentiell, weil sie ihre Steuererklärungen häufig Experten anvertrauen, die durchaus Fehler machen können. Da kann der sgv doch einer Abschaffung der Unterscheidung auch für inländischen Steuerzahler niemals zustimmen?

Die Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und Steuerhinterziehung entspricht dem Rechtsempfinden in unserem Land und darf nicht vorschnell unter ausländischem Druck fallengelassen werden. Wir werden uns jedenfalls dafür einsetzen, dass dieses Prinzip beibehalten wird.

Die kantonalen Finanzdirektoren unter der Führung des Solothurner Säckelmeisters Christian Wanner betätigen sich als Scharfmacher und wollen eine Grossfahndung nach inländischen Steuersündern starten, notfalls mit Hilfe gestohlener Bankdaten. 

Herr Wanner und seine Kollegen sind daran interessiert, dass die Steuerquellen möglichst üppig fliessen. Das ist legitim, trotzdem wäre Zurückhaltung angebracht. Wer dies aber unter Verwendung illegal erworbener Daten erreichen möchte, der macht sich nämlich ebenso des Rechtsbruchs schuldig. Unser Steuersystem beruht weitgehend auf einem Vertrauensverhältnis zwischen Staat und Bürger; dieses Verhältnis sollte man nicht leichtfertig aufs Spiel setzen.

Was halten Sie von einer grossen Steueramnestie à la Italien?

Wir haben Gott sei Dank bei uns nicht diese riesige Schattenwirtschaft, die Unmengen schwarzes Geld produziert. Und derzeit läuft ja eine kleine Amnestie, mit der Steuersünder mit einem vernünftigen Aufwand reinen Tisch machen können.

Die Kontroversen um die Abzocker-Initiative und das Bankkundengeheimnis dominieren die nationale Politik derart, dass andere, für die KMU Match entscheidende Themen, in den Hintergrund treten. Wo besteht Ihrer Meinung nach der dringendste Handlungsbedarf?

Tatsächlich warten mehrere grosse Brocken auf Lösungen. Für uns ist die Finanzpolitik des Bundes besonders wichtig. Die Schuldenbremse darf nicht ausgehebelt und soll möglichst schnell auf die Sozialwerke ausgedehnt werden. Im Rahmen der KMU-Entlastung und Deregulierung hat auch die Reform der Mehrwertsteuer erste Priorität. Dabei engagiert sich der sgv für die Einführung des Einheitssatzes, wobei die Befreiung der Bildung für uns zwingend und nicht verhandelbar ist.
Interview: Patrick M. Lucca

7'926 Zeichen inkl. Leerschläge
Erster nationaler Bericht zur Bildungslandschaft Schweiz
Lücken in der Berufsbildung
Jetzt sollten wir recht genau wissen, wie unser Bildungssystem funktioniert. Im Rahmen des Bildungsmonitorings Schweiz ist ein erster Bericht erarbeitet worden, der die Situation auf allen Stufen beleuchtet. In der Berufsbildung werden Lücken aufgedeckt.
Der von der Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF) erstellte, mehr als 300 Seiten umfassende Report enthält Daten aus Forschung, Statistik und Verwaltung über das ganze Bildungssystem von der Vorschule bis zur Weiterbildung. Der Bericht unterscheidet zwischen 13 Bildungstypen, beschreibt aber auch Übergänge zwischen den Stufen. Die aufwendige Gesamtschau, deren Federführung bei SKBF-Chef Professor Stefan C. Wolter, lag, soll Stärken und Schwächen des Systems aufzeigen.

Abschlussquote erhöhen

Aus der Sicht des Gewerbes interessieren vorab die Angaben zur Sekundarstufe II (Weiterbildung nach der obligatorischen Volksschule). Hier schaffen erst knapp 90 Prozent der Jugendlichen einen Abschluss. Damit bleibt mit Blick auf das bildungspolitisch vom Bundesrat für 2015 gesteckte Ziel einer Erfolgsquote von 95 Prozent noch viel zu tun. Klar ist, wo diese Arbeit geleistet werden muss, denn die Erfolgsquote von 95 Prozent wäre bereits heute erreicht, wenn man Schüler aus Einwandererfamilien nicht mitrechnete.

Erfreuliches zeigt sich in der berufliche Grundbildung. Nach der Lehrstellenkrise der 1990-er Jahre spielt heute der Markt gut. Aus demografischen Gründen – die Geburtenrückgänge schlagen durch – ist gar bald mit einem Nachfragemangel in gewissen Branchen zu rechnen. Ungebrochen hoch bleibt die Nachfrage dank dem prüfungsfreien Anschluss an die Fachhochschulen auch bei der Berufsmaturität, auch wenn ein sinkender Teil der männlichen Absolventen überhaupt direkt weiterstudiert.

Zankapfel Maturandenquote

Als Dauerzankapfel dürfte sich die Maturandenquote erweisen. Sie hat sich seit den letzten acht Jahren bei rund 20 Prozent eingependelt – wobei die kantonalen Quoten zwischen 14 und 29 Prozent schwanken. Diese Differenzen um bis zu 100 Prozent  erachten die Autoren der Studie als bedenklich. Der Grund: die Schweiz gewährt als eines der letzten industrialisierten Länder mit einem Maturabschluss den fast universellen Zugang zu den Hochschulen

Hohe Studienkosten

Auf Tertiärstufe zeigt sich laut dem Bildungsbericht, dass dank hoher Durchlässigkeit zwischen beruflichen und akademischen Ausbildungswegen trotz der relativ tiefen „Akademikerquote“ ein im internationalen Vergleich hohes Bildungsniveau gehalten wird. 

Aufhorchen lassen indes die jährlichen Kosten pro Student, die je nach Fachbereich zwischen 9 690 und 39 970 Franken schwanken. Laut den Studienautoren sind die Abweichungen vorab von der Intensität der Betreuung der Studierenden gesteuert, womit noch einiges Sparpotenzial offen liegt.

Stiefkind Höhere Berufsbildung
Als Problembereich weist der Bildungsbericht unzweideutig die höhere Berufsbildung aus. Völlig unproportional zur hohen Teilnahme in höheren Fachschulen, Berufsprüfungen und Höheren Fachprüfungen blieben diese Berufswege bildungspolitische Stiefkinder. Dies sei ungerechtfertigt, zumal diese Bildungswege bezüglich Finanzierung und Kosten nicht hinter andern Hochschultypen hinterher hinken. Ähnlich wie bei der höheren Berufsbildung beteiligen sich bei den Erwerbstätigen ebenfalls die Arbeitgeber mit rund 50 Prozent an Weiterbildungskosten, die restlichen insgesamt 5,3 Milliarden Franken, die für Weiterbildung ausgegeben werden, tragen die Betroffenen selbst.

Mit der Veröffentlichung des Bildungsberichts beginnt nun die Phase der Auswertung. Ende April ist auch ein nationales Symposium dazu angesetzt.
Der Bildungsbericht zum Downloaden auf www.bildungsbericht.ch
3'638 Zeichen inkl. Leerschläge






Schweizerischer Gewerbeverband
Union suisse des arts et métiers
Unione svizzera delle arti e mestieri

Schwarztorstrasse 26, Postfach, 3001 Bern  ∙   Telefon 031 380 14 14, Fax 031 380 14 15  ∙   info@sgv-usam.ch

www.sgv-usam.ch
2/12

[image: image2.jpg]SgvE)Usadm



